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DARMSTADT. Solche Quer-
schüsse kennt man sonst nur
von der Arheilger SPD, auch
wenn es in jüngerer Zeit ruhi-
ger geworden ist. Dafür haben
die dortigen Christdemokraten
einen Schluck aus der Revoluz-
zerpulle genommen. Reichlich

spät haben auch sie entdeckt,
dass ihnen das von Aldi im Ar-
heilger Ortskern geplante Bau-
projekt mit Discounter-Markt
und Wohnungen nicht gefällt.
Da waren andere deutlich frü-
her dran. „Schlechte Planung
und schlechte Architektur ver-
schandeln das Ortsbild für Ge-
nerationen“ und seien nicht zu
verantworten, wetterte Arheil-
gens CDU-Vorstand Axel Lanz-
mich. Die bisherigen Projekt-
gegner spendeten erwartungs-
gemäß kräftig Beifall. Nun lässt
sich seit eh und je trefflich da-
rüber streiten, was gute und
schlechte Architektur ist. Abge-
sehen davon, dass so manchem

Hausbesitzer in dem einstigen
Sanierungsgebiet aufstößt, dass
für Aldi extra der Bebauungs-
plan geändert wird, um das Ge-
bäude überhaupt errichten zu
dürfen. Doch was folgt aus dem
Aufbbf egehren der Christdemo-
kraten, bei dem sie auch auf die
Kommunalwahl im Frühjahr
geschielt haben dürften? Ver-
mutlich nichts, das hat der
CDU-Fraktionschef Roland
Desch bereits klar gemacht. Al-
les andere wäre eine Überra-
schung und käme für Grün-
Schwarz recht ungelegen.

Um Projekte geht es auch dem
neuen Klimaschutzbeirat der
Stadt. Er hat viele Ideen für ein
Sofortprogramm zur Verbesse-
rung des Klimas gesammelt, an-
gefangen von der Begrünung
von Freiflächen über autofreie
Sonntage in der Innenstadt bis
zu mehr Solardächern. Nur lei-
der weckt das Wort „sofort“ fal-
sche Erwartungen. Bis die pas-
senden Projekte geprüft, bewil-
ligt und umgesetzt sind, wird
viel Zeit vergehen. So flott wie
bei den Corona-Milliardenhilfen
geht es selten.

Zumindest für eine atmosphä-
rische Klimaverbesserung hat
die Stadt gesorgt. Ihr erstes Ein-
lenken in der Bratwurstkrise
mit den Schaustellern macht
Hoffnung auf eine Lösung des
Konflikts. Schließlich gab es
jetzt auch in München grünes
Licht für eine über die Stadt ver-
teilte Art kleine Ersatz-Wiesn.

Der Protest gegen die Schutzmaßnahmen zu Covid-19 nimmt Fahrt auf:Wie hier zuletzt in Frankfurt soll es heute auch in Darmstadt wieder eine Demo geben. Foto: dpa

„Es gibt eine gesunde Skepsis“
Der Politologe Dirk Jörke über die Einschränkungen der Grundrechte und die typisch deutsche Protestkultur

DARMSTADT. Keine Reisen
mehr, keine Arbeit, und Besu-
che bei Freunden nur unter
Auflagen: Tausende Bundes-
bürger wirken zunehmend ge-
nervt von den Folgen der amt-
lichen Corona-Anordnungen.
An diesem Wochenende wol-
len sie deshalb wieder protes-
tieren, auch in Darmstadt. So
vielfältig wie die Gruppen, die
zu den Demos aufrufen, sind
auch die Gründe für den Pro-
test. Viele fühlen sich bevor-
mundet durch die Einschrän-
kungen, sehen ihre Freiheit be-
schnitten, ihre Grundrechte be-
schädigt. Die massiven Ein-
schränkungen haben freilich
gesetzliche Grundlagen, sagt
der Politikwissenschaftler Dirk
Jörke. Der TU-Professor erklärt
im ECHO-Gespräch, warum
die Regierenden trotzdem oh-
ne den Gesetzgeber vorpre-
schen mussten, warum die ak-
tuellen Demos rechtens sind
und wieso die Deutschen emp-
findlicher auf die Corona-Rest-
riktionen reagieren als ihre
Nachbarn.

Herr Jörke, auch in Darmstadt
wollen Menschen am Samstag
auf die Straße gehen, um gegen
die anhaltende Einschränkung
ihrer Grundrechte zu demonst-
rieren. Sie pochen auf ihr Recht
auf Freizügigkeit, auf freie Aus-
übung des Berufs, auf das Per-
sönlichkeitsrecht. Die Politiker
dagegen bauen ihre Vorgaben
vor allem auf das Infektions-
schutzgesetz. Was macht dieses
Gesetz so mächtig?

Was das Infektionsschutzge-
setz so mächtig macht, ist die
Bedrohungslage. Die ist weiter
ungewiss; auch Wissenschaft-
ler können immer noch nicht
genau sagen, wie gefährlich
das Virus tatsächlich ist. Die
Bundes- und Landesregierun-
gen haben nun die Aufgabe,
die Bevölkerung vor solchen
Gefahren zu schützen und
greifen daher auf dieses Ge-
setz zu. Aus der Perspektive
der Politikwissenschaft kön-
nen die Maßnahmen der Re-
gierung daher Legitimität be-
anspruchen.

Umstritten ist die Verhältnismä-
ßigkeit dieser Maßnahmen. Sie
müssen laut Gesetz erforderlich
und angemessen sein, unter Ab-
wägung der Grundrechte, und
sie müssen ein klar definiertes
Ziel verfolgen.Wer prüft eigent-
lich, ob das alles der Fall ist?

Das muss zunächst die Le-
gislative prüfen, also der Ge-
setzgeber. Andererseits muss
man sehen, dass die Politik
unter Zeitdruck handeln
musste, zudem musste sie mit
großen Unbekannten rechnen.
Die Exekutive musste also an
dieser Stelle stark vorpre-
schen. Aber inzwischen erle-
ben wir, dass die Judikative
stärker in die Prüfung ein-
steigt. Ich beobachte einen
Trend, dass Verwaltungsge-
richte derzeit kritischer auf
die Verordnungen der Länder
schauen als zu Beginn der Kri-
se. In vielen Bundesländern
haben die Gerichte zum Bei-
spiel die 800-Quadratmeter-
Regelung für Geschäfte ein-
kassiert.

In Hessen gab es schon früh Streit
um eine Demonstration; in Gie-
ßen wollten Menschen bereits
Mitte April gegen die Einschrän-
kungen auf die Straße gehen. Die
Stadt verbot die Demo, der Wi-
derspruch kam nicht durch. Inzwi-
schen hat das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden, dass
das Recht auf Versammlungsfrei-
heit höher steht als der Infek-
tionsschutz und die Demo er-

laubt. Ein ganz schönes Hin und
Her, das manchen Bürger erst
Recht verunsichern dürfte.

Das Recht auf Versamm-
lungsfreiheit ist den Bürgern
im Grundgesetz garantiert. Es
ist daher Aufgabe des Bun-
desverfassungsgerichts, auch
in solche Krisenzeiten darauf
zu achten, dass dieses Grund-
recht nicht über Gebühr ein-
geschränkt wird. Die Frage ist
aber, in welcher Form solche
Zusammenkünfte in der Öf-
fentlichkeit stattfinden kön-
nen. Ich denke, dass es auch
jedem Kritiker der Einschrän-
kungen einsichtig sein muss,
dass dabei Mindestabstände
gelten und ein Gesichtsschutz
getragen werden muss. Ein
Problem stellen jetzt natür-
lich die Demonstrationen dar,
bei denen genau das aus Pro-
testgründen nicht geschieht.
Das wirkt dann eher wie ein
Akt des Zivilen Ungehor-
sams. Allerdings mit dem
Unterschied, dass man nicht
nur selbst für seine morali-
schen Überzeugungen vor
Gericht landen könnte, son-
dern eventuell auch andere
gefährdet. Das macht die La-
ge ja für die Ordnungsbehör-
den so schwierig.

In München drängten sich zu-
letzt rund 8000 Menschen auf
dem Marienplatz, um gegen die
Einschränkungen zu protestie-
ren. Da war Abstandhalten gar
nicht drin.

Das ist ein großes Problem.
An der Stelle sieht man, dass
dieses Virus uns vor Schwie-
rigkeiten stellt, auf die wir
aus unserer Erfahrung heraus
noch keine Antworten haben.
Wir wissen ja immer noch
nicht: Wie gefährlich ist es
wirklich, wenn sich Men-
schen unter freiem Himmel
begegnen und sehr nahe
kommen? Daher müssen die
jeweiligen Regierungen das
entscheiden. Das ist in einer
Demokratie auch deren zent-
rale Aufgabe: dort zu ent-
scheiden, wo es keine Ge-
wissheiten gibt – und dann
bei der nächsten Wahl dafür
gerade zu stehen. Dabei muss
man derzeit feststellen: Die
Regierungsparteien haben auf
Bundes- und Landesebene
einen großen Zulauf. Die
CDU liegt bei etwa 40 Pro-
zent, das bedeutet eine weit
höhere Zustimmung als in
der Zeit vor Corona. Das
scheint dafür zu sprechen,
dass ein Großteil der Bürger
mit den bisherigen Ein-
schränkungen einverstanden
ist.

Dennoch sind die Stimmen der
Kritiker hierzulande lauter als in
anderen europäischen Ländern.
Häufig ist der Vorwurf der Be-
vormundung durch den Staat zu
hören. Welchen Nährboden gibt
es gerade in Deutschland für sol-
che Zweifel?

Das ist eine komplexe Frage.
Es gibt bei uns eine Art gesun-
der Skepsis in der politischen
Kultur gegenüber dem Staat.
Das hat seinen Ursprung unter
anderem in den Erfahrungen
mit dem Nazi-Terrorregime
und dem DDR-Regime. Erin-
nern Sie sich an die Diskussio-
nen in Westdeutschland um
die Notstandsgesetze in den
Sechzigern, oder an den Boy-
kott der Volkszählung in den
Achtzigern. Es zeigt sich im-
mer wieder, dass wir einen ge-
wissen Kreis von Bürgern ha-
ben, die dem staatlichen Han-
deln distanziert gegenüber-
steht, und das ist gut so. Denn
so müssen sich die Regieren-
den für ihr Handeln immer
wieder rechtfertigen und die-
ses selbst auf den Prüfstand

stellen. Wir sollten diese Pro-
testkultur erst einmal guthei-
ßen.

Nun sind auf den aktuellen De-
mos auch Menschen unterwegs,
die mit starken Sprüchen gegen
den Staat auftreten, die teils die
Demokratie abschaffen wollen
und einer großen Verschwörung
das Wort reden.

Richtig, da sind auch die so-
genannten Reichsbürger und
Verschwörungstheoretiker
unter den Demonstranten.
Aber auch diese Leute muss
unsere freiheitliche Gesell-
schaft aushalten. So schwierig
manche Parolen auch erschei-
nen: Da ist von uns eine gewis-
se Toleranz gefordert – solange
sich die Demonstranten ans
Versammlungsrecht halten und
nicht gewalttätig werden.

Gruppen wie „Widerstand
2020“ fordern eine „Beendi-
gung des Notstandsregimes“
und vergleichen die Corona-Kri-
se so gezielt mit den früheren
Notstandsgesetzen. Damit wer-
den die gemäßigten Stimmen
von Bürgern übertönt, die
demonstrieren gehen, weil sie
einfach um ihre Grundrechte be-
sorgt sind.

Das ist immer die Gefahr bei
Demonstrationen, bei denen
90 bis 95 Prozent der Men-
schen friedlich auf der Straße
protestieren und eine kleine
Minderheit im Schutz der
Menge gewalttätig wird oder
extremistische Parolen von
sich gibt; wobei ich den Ver-
gleich mit einem „Notstands-
regime“ von der Rhetorik her
zunächst nicht für problema-
tisch halte. Da sind auch die
Medien gefragt, nicht nur über
die Ausnahmen zu berichten,
sondern auch über die Men-
schen, die ein berechtigtes
Anliegen auf die Straße brin-
gen. Diese Diskussion zu füh-
ren ist ja richtig: Sind diese
Maßnahmen angemessen,
sind sie verhältnismäßig? Die
Demonstranten müssen sich
dabei aber klar abgrenzen von
denen, die außerhalb des Ver-
fassungsbogens stehen.

Das Interview
führte Thomas Wolff.

Drogenfund
in Wixhausen

Fünf Tage nach spektakulärem Einsatz bestätigt die
Staatsanwaltschaft einen „spannenden Fall“

DARMSTADT. Der Einsatz hat-
te in Wixhausen am vergange-
nen Sonntagabend für reich-
lich Aufruhr gesorgt: ein Poli-
zeihubschrauber am Himmel,
mit Scheinwerferkegel im
Tiefflug suchend über Darm-
stadts Norden. Was war da
los?

Bis Freitag hat es gedauert,
bis eine entsprechende ECHO-
Anfrage von Montagfrüh von
Staatsanwaltschaft, Landes-
kriminalamt und Zollfahn-
dungsamt beantwortet wer-
den konnte: „Aus ermittlungs-
technischen Gründen können
wir uns jetzt erst dazu äu-
ßern“, entschuldigte Robert
Hartmann, Sprecher der
Staatsanwaltschaft, die Verzö-
gerung.

„Das ist aber auch ein span-
nender Fall, den wir so nicht
oft haben“, schob Hartmann
zur Erläuterung nach: „Wir
konnten am vergangenen
Sonntag in Wixhausen insge-
samt rund 50 Kilo Ampheta-
min sicherstellen und drei
Menschen festnehmen“, er-
läuterte der Oberstaatsanwalt.
Darunter auch zwei junge
Frauen aus dem Main-Kinzig-
Kreis, 27 und 23 Jahre alt, die

am Sonntagabend „ihren
hochmotorisierten Mercedes“
in Wixhausen abstellten, in
dem sie zwei Taschen mit den
fünfzig Kilo Amphetamin aus
den Niederlanden transpor-
tiert hatten. Bei der älteren der
beiden Frauen handelt es sich
um die Fahrerin des Wagens,
die jüngere Beifahrerin ist in-
zwischen wieder auf freiem
Fuß.

Nach den beiden Frauen
konnte wenig später bei Bens-
heim ein 35 Jahre alter Mann
vom Mobilen Einsatzkom-
mando festgenommen wer-
den, nach Einschätzung der
Ermittler vermutlich der Auf-
traggeber. „Wie unsere seit
Monaten laufenden Ermittlun-
gen ergeben haben, hat eine
Tätergruppe den Rauschgift-
schmuggel organisiert“, be-
richtete Hartmann. Neben
dem Kurierfahrzeug in Wix-
hausen und dem Wagen des
festgenommenen Rüsselshei-
mers sicherten die Polizisten
auch 2000 Euro Bargeld und
ein Fleischerbeil.

„Unsere Ermittlungen sind
noch nicht abgeschlossen, wir
fahnden weiter nach mögli-
chen Mittätern“, so der Spre-
cher der Staatsanwaltschaft
am Freitag.

Von Frank Horneff

jnieswandt@
darmstaedter-echo.de

Meine Woche
von Joachim Nieswandt

Arheilgens CDU
auf den Spuren der SPD

Spät fällt den Christdemokraten auf, dass ihnen
das Aldi-Projekt im Ortskern nicht gefällt

Partsch appelliert an Wirte
DARMSTADT (jon). Darmstadts

Oberbürgermeister Jochen
Partsch (Grüne) hat bei einer
Sitzung des Corona-Krisen-
stabs am Freitag an die Wirte
appelliert, auch in der Außen-
gastronomie auf die Abstands-
und Hygieneregeln zu achten
und die Rettungswege freizu-
halten. Nur wenn „mit Maß
und Mitte vorgegangen“ wer-
de, könnten alle von den neu-

en Freiheiten profitieren. Die
Zahl der nachgewiesenen Co-
rona-Fälle in Darmstadt lag am
Freitag laut dem Hessischen
Sozialministerium unverändert
bei 215. In den vergangenen
sieben Tagen gab es damit rein
rechnerisch drei neue Erkrank-
te pro 100000 Einwohner. 161
Infizierte sind bereits wieder
genesen, 15 Menschen sind an
dem Virus gestorben.

CORONA-TICKER

. Dirk Jörke, Jahrgang 1971,
arbeitet als Professor für Poli-
tische Theorie und Ideenge-
schichte an der Technischen Uni-
versität Darmstadt. Er forscht zur
Geschichte des demokratischen
Denkens. Daneben ist Jörke auch
publizistisch tätig. Beiträge von
ihm sind unter anderem im Ma-
gazin „Cicero“ und beim
Deutschlandfunk erscheinen. Sei-
ne jüngste Buchveröffentli-
chung trägt den Titel: „Die Grö-
ße der Demokratie. Über die
räumliche Dimension von Herr-
schaft und Partizipation“, Suhr-
kamp-Verlag, 2019. (two)
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Dirk Jörke. Foto: TU Darmstadt
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